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(Bekanntmachung Öffentliche Ausschreibung)

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Name Gemeinde Gundelfingen 

Straße Alte Bundesstraße 31 

Plz, Ort 79194, Gundelfingen

Telefon +49 761211149-0

Fax

E-Mail vergabe@w2k.de

Internet

Kontaktstelle W2K Rechtsanwälte Partnerschaftsgesellschaft mbB

Umsatzsteuer-Identifikationsnummer

b) Vergabeverfahren Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabenummer HGG - Neubau Johann-Peter-Hebel Grundschule Gundelfingen

c) Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen

- ohne elektronische Signatur (Textform)

- mit fortgeschrittener/m elektronischer/m Signatur/Siegel

- mit qualifizierter/m elektronischer/m Signatur/Siegel

d) Art des Auftrags

Ausführung von Bauleistungen

Planung und Ausführung von Bauleistungen

Bauleistungen durch Dritte (Mietkauf, Investor, Leasing, Konzession)

e) Ort der Ausführung

Johann- Peter- Hebel- Grundschule, Auf der Höhe 9, 79194 Gundelfingen

Ergänzende/Abweichende Angaben zum Erfüllungsort

sowie Flurstück_ 33
Gartenweg 6
79194 Gundelfingen

f) Art und Umfang der Leistung, ggf. aufgeteilt in Lose

Baustelleneinrichtung im Zuge des Neubaus der Johann- Peter- Hebel- Grundschule in Gundelfingen.

g) Angaben über den Zweck der baulichen Anlage oder des Auftrags, wenn auch Planungsleistungen
gefordert werden

Zweck der baulichen Anlage

Zweck des Auftrags

h) Aufteilung in Lose (Art und Umfang siehe Buchstabe f)

nein

ja, Angebote sind möglich nur für ein Los

für ein oder mehrere Lose

nur für alle Lose (alle Lose müssen angeboten
werden)

i) Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung

Fertigstellung oder Dauer der Leistungen

Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vorabmaßnahme (Bauzaun bei Haus in Gartenweg 6):
01.10.2026 - 30.10.2026

Restliche Arbeiten / Vorhaltung:
02.11.2026 - 31.07.2029
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(Bekanntmachung Öffentliche Ausschreibung)

j) Nebenangebote

 zugelassen

nur in Verbindung mit einem Hauptangebot

nicht zugelassen

k) mehrere
Hauptangebote

zugelassen

nicht zugelassen

l) Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen

werden elektronisch zur Verfügung gestellt unter: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/
CXP4YMEMJJP/documents

können angefordert werden unter:

Maßnahmen zum Schutz vertraulicher Informationen

Abgabe Verschwiegenheitserklärung

andere Maßnahmen:

Der Zugang wird gewährt, sobald die Erfüllung der Maßnahmen belegt ist

Nachforderung

Fehlende Unterlagen, deren Vorlage mit Angebotsabgabe gefordert war, werden

nachgefordert

teilweise nachgefordert, und zwar folgende Unterlagen:

nicht nachgefordert

o) Ablauf der Angebotsfrist am 10.07.2026 um 12:00 Uhr

Ablauf der Bindefrist am 08.09.2026 

p) Adresse für elektronische Angebote https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4YMEMJJP

Anschrift für schriftliche Angebote

q) Sprache, in der die Angebote abgefasst sein
müssen:

DE

r) Zuschlagskriterien

siehe Vergabeunterlagen

nachfolgende Zuschlagskriterien, ggf. einschl. Gewichtung:

Kriterium Gewichtung

Niedrigster Preis

s) Eröffnungstermin

Ort

Trifft nicht zu. Elektronische Submission nach Vier-Augen-Login.

Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen

Trifft nicht zu. Elektronische Submission nach Vier-Augen-Login.

t) geforderte Sicherheiten

u) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedingungen und/oder Hinweise auf die maßgeblichen
Vorschriften, in denen sie enthalten sind

v) Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

w) Beurteilung der Eignung

Die folgenden Erklärungen und Nachweise sind bei einer Beteiligung als Bietergemeinschaft von jedem Mitglied
zu erbringen.

1. Ausschlussgründe
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Es gelten die Ausschlussgründe gem. §§ 123, 124 Abs. 1 GWB. Gefordert ist eine Erklärung unter Verwendung
der Formularsammlung zur Bestätigung des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen.

2. Registerauszug
Gefordert ist die Vorlage eines aktuellen Auszugs aus dem einschlägigen Register gemäß § 6a Abs. 2 Nr. 4
VOB/A, soweit entsprechende gesetzliche Registerpflichten bestehen.

3. Unbedenklichkeitsbescheinigung Sozialkasse/Krankenkasse
Gefordert ist die Vorlage eine Unbedenklichkeitsbescheinigung der tariflichen Sozialkasse/Krankenkasse (gültig
bzw. nicht älter als 6 Monate seit Veröffentlichung der Bekanntmachung).

4. Unbedenklichkeitsbescheinigung Berufsgenossenschaft
Gefordert ist die Vorlage einer Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamts bzw. eine Bescheinigung in
Steuersachen (gültig bzw. nicht älter als 6 Monate seit Veröffentlichung der Bekanntmachung).

5. Unbedenklichkeitsbescheinigung Finanzamt
Gefordert ist die Vorlage einer Unbedenklichkeitsbescheinigung/Nachweis über die Mitgliedschaft in der
Berufsgenossenschaft  (gültig bzw. nicht älter als 6 Monate seit Veröffentlichung der Bekanntmachung).

6. Freistellungsbescheinigung § 48b EStG
Gefordert ist die Vorlage einer Freistellungsbescheinigung gem. § 48b EStG (gültig bzw. nicht älter als 6 Monate
seit Veröffentlichung der Bekanntmachung).

7. Gesamtumsatz
Gefordert ist eine Erklärung unter Verwendung der Formularsammlung über den Gesamtumsatz des
Unternehmens betreffend vergleichbarer Leistungen zu Errichtung und/oder Planung von Gebäuden; jeweils
bezogen auf die letzten drei abgeschlossenen Kalenderjahre.

Der Bieter muss in den letzten 3 Kalenderjahren einen Umsatz von mindestens 9000.000 EUR netto (insgesamt
über die 3 Jahre) generiert haben. Der Auftraggeber behält sich vor, die Vorlage einer Bestätigung eines
vereidigten Wirtschaftsprüfers/Steuerberaters oder entsprechend testierte Jahresabschlüsse oder entsprechend
testierte Gewinn- und Verlustrechnungen zu verlangen.

Bei Bietergemeinschaften werden die Umsätze zusammengerechnet.

Es handelt sich um eine Mindestvoraussetzung. Wird diese vom Bieter nicht erfüllt oder nachgewiesen, wird das
Angebot ausgeschlossen.

8. Haftpflichtversicherung
Gefordert ist ein Nachweis über eine bestehende Haftpflichtversicherung mit Angabe der Deckungssummen und
des Versicherungszeitraums. Mindestdeckungshöhe für Personenschäden 5 Mio. EUR und für Sachschäden 1
Mio. EUR.

9. Referenzen
Gefordert ist eine Erklärung unter Verwendung der Formularsammlung über mindestens 3 Referenzen der in den
Jahren 2021 bis Juni 2026 erbrachten und abgenommenen bzw. an den Nutzer übergebenen vergleichbaren
Leistungen.
Vergleichbar sind Baustelleneinrichtungen gem. Leistungsbeschreibung.
Die Leistungen müssen im technischen oder organisatorischen Bereich einen gleich hohen oder höheren
Schwierigkeitsgrad haben.

Maßgeblich ist, ob aus der Referenz entnommen werden kann, dass der Bieter in der Lage ist, den Auftrag
gemäß der Leistungsbeschreibung ordnungsgemäß zu erfüllen.

Es handelt sich um eine Mindestvoraussetzung. Wird diese vom Bieter nicht erfüllt oder nachgewiesen, wird das
Angebot ausgeschlossen.

Bei Bewerber-/Bietergemeinschaften muss die Referenz durch ein Mitglied der Gemeinschaft (d.h. nicht durch
jedes einzelne Mitglied) erbracht worden sein.

x) Nachprüfung behaupteter Verstöße

Nachprüfungsstelle (§21 VOB/A)

Name Landratsamt Ortenaukreis, Kommunal- und Rechnungsprüfungsamt 

Straße Badstraße 20 
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Plz, Ort 77652, Offenburg

Telefon

Fax

E-Mail

Internet

Sonstiges

 1. Enthalten die Vergabeunterlagen nach Auffassung des Unternehmens unvollständige, unklare oder
fehlerhafte Regelungen oder werfen sie Fragen auf, die die Erstellung des Angebots oder die Preisermittlung
beeinflussen können, so hat das Unternehmen den Auftraggeber unverzüglich, jedoch spätestens 10
Kalendertage vor Ablauf der Angebotsfrist darauf hinzuweisen bzw. entsprechende Fragen zu stellen.
2. Der Auftraggeber kann von der Beantwortung von Fragen absehen, die nach diesem Zeitpunkt gestellt
werden.
3. Fragen und Antworten werden ausschließlich über das Vergabeportal dtvp.de abgewickelt. Mündliche oder
telefonische Auskünfte sind unverbindlich.
4. Es liegt im Verantwortungsbereich der Unternehmen, sich eigenständig Kenntnis über evtl. Fragen, Antworten,
Ergänzungen oder Korrekturen der Vergabeunterlagen zu verschaffen, die im Vergabeportal dtvp eingestellt
werden.

-----

Mit dem Angebot ist unter Verwendung der Formularsammlung die Eigenerklärung zur Tariftreue und
Mindestentlohnung für Bau- und Dienstleistungen nach den Vorgaben des Tarif-treue- und Mindestlohngesetzes
für öffentliche Aufträge in Baden-Württemberg (Landesta-riftreue- und Mindestlohngesetz - LTMG) vorzulegen.

Bekanntmachungs-ID: CXP4YMEMJJP
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